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Verordnung der Landeshauptstadt München über die  
Festsetzung der regionalen Regelsätze, nach denen  
die Hilfe zum Lebensunterhalt bemessen wird
(Regelsatzfestsetzungsverordnung)

vom 23. November 2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von § 98  
Absatz 2 der Verordnung zur Ausführung der Sozialgesetze 
(AVSG) vom 02.12.2008 (GVBI. S. 912, BayRS 86-8-A), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 16.08.2016 (GVBI. S. 258)  
sowie § 3 Absatz 2 und § 29 Absatz 3 des Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch (SGB XII) vom 27.12.2003 (BGBI. I S. 3022),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.07.2016 (BGBI. I  
S. 1939), folgende Verordnung:

§ 1

Der regionale Regelsatz wird für den Zeitraum ab 1. Januar 
2017 für das Dritte Kapitel Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch 
(SGB XII) auf die nachfolgend genannten Beträge festgesetzt:

1. Regelbedarfsstufe 1 
  für erwachsene alleinstehende/ 

alleinerziehende Personen:  mtl. 430,00 €

2. Regelbedarfsstufe 2
  für Ehegatten, Lebenspartner oder eheähnliche/ 

lebenspartnerschaftsähnliche Gemeinschaften: mtl. 387,00 €

3. Regelbedarfsstufe 3
  für erwachsene Personen, die Leistungen  

zum Lebensunterhalt in einer stationären  
Einrichtung erhalten:  mtl. 343,00 €

4. Regelbedarfsstufe 4
  für Jugendliche vom Beginn des  

15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres:  mtl. 326,00 €

5. Regelbedarfsstufe 5
 für Kinder vom Beginn des siebten
 bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres:  mtl. 303,00 €

6. Regelbedarfsstufe 6
  für Kinder bis zur Vollendung des sechsten  

Lebensjahres:  mtl. 247,00 €

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt München 
über die Festsetzung der regionalen Regelsätze, nach denen die 
Hilfe zum Lebensunterhalt bemessen wird (Regelsatzfestset-
zungsverordnung) vom 03.12.2015 (MüABI. S. 461) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 15. November 2016 be-
schlossen.

München, den 23. November 2016 Dieter Reiter
   Oberbürgermeister
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BEKANNTMACHUNG
 

der SWM Versorgungs GmbH für Verbrauchsstellen im Versorgungsgebiet der Landeshauptstadt München über das Preisblatt „M-Strom 
Allgemeine Preise SWM Versorgungs GmbH – Versorgungsgebiet Landeshauptstadt München“ für die Grund- und Ersatzversorgung von 
Haushaltskunden, die Allgemeinen Preise für Ersatzversorgung von Nicht-Haushaltskunden mit Strom ohne bzw. mit Leistungsmessung 
sowie über die Preise der Sonderkundenverträge M-Strom Direkt, M-Ökostrom, M-Ökostrom business, M-Strom privat (Kompakt/Komfort), 
M-Strom business Direkt, M-Strom business (Kompakt/Komfort) und M-Ökostrom privat (Kompakt/Komfort) für Verbrauchsstellen im Gebiet 
der Landeshauptstadt München.

Die SWM Versorgungs GmbH macht hiermit die ab 01.02.2017 geltenden Allgemeinen Preise der Grund- und Ersatzversorgung von Haus-
haltskunden mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, die ab dem 
01.01.2017 geltenden Allgemeinen Preise für Ersatzversorgung von Nicht-Haushaltskunden mit Strom ohne bzw. mit Leistungsmessung 
für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München und die ab 01.02.2017 geltenden Preise für die Sonderkundenverträge 
M-Strom Direkt, M-Ökostrom, M-Strom privat (Kompakt/Komfort) und M-Ökostrom privat (Kompakt/Komfort) sowie M-Strom business Direkt, 
M-Ökostrom business und M-Strom business (Kompakt/Komfort) für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München bekannt.

Mit Ablauf des 31.01.2017 treten das bis dahin gültige „Preisblatt M-Strom Allgemeine Preise SWM Versorgungs GmbH – Versorgungsgebiet 
Landeshauptstadt München“ für die Grund- und Ersatzversorgung von Haushaltskunden mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz für 
Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, die bis zum 31.12.2016 gültigen Allgemeinen Preise für Ersatzversorgung von 
Nicht-Haushaltskunden mit Strom ohne bzw. mit Leistungsmessung für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München sowie 
die bis zum 31.01.2017 mit Letztverbrauchern in den Sonderkundenverträgen M-Strom Direkt, M-Ökostrom, M-Ökostrom business, M-Strom 
privat (Kompakt/Komfort), M-Strom business Direkt, M-Strom business (Kompakt/Komfort) und M-Ökostrom privat (Kompakt/Komfort) für 
Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München vereinbarten Preise außer Kraft.

Als Haushaltskunden gelten gemäß Energiewirtschaftsgesetz Letztverbraucher, die Energie überwiegend für den Eigenverbrauch im Haushalt 
oder für den einen Jahresverbrauch von 10.000 kWh nicht übersteigenden Eigenverbrauch für berufliche, landwirtschaftliche oder gewerbliche 
Zwecke kaufen.

Die nachstehenden, geltenden Strompreise sind Endpreise einschließlich Konzessionsabgabe, Stromsteuer und sonstigen Belastungen. 
Die Abrechnung erfolgt auf Basis der Nettopreise in Euro und Cent zuzüglich der jeweils geltenden Umsatzsteuer.

Allgemeine Preise der Grundversorgung (Strom) für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, 
gültig ab 1. Februar 2017

Ziffer Bezeichnung Preise

netto brutto
1. Allgemeine Preise der Grundversorgung

1.1 Eintarifmessung

Arbeitspreis je kWh  22,71 Cent  27,02 Cent

Fester Leistungspreis je Zähler (Zählpunkt) und Jahr  93,08 Euro 110,77 Euro

Verrechnungspreise siehe Ziffer 2.

1.2 Zweitarifmessung

HT-Arbeitspreis je kWh1  23,29 Cent  27,72 Cent

NT-Arbeitspreis je kWh2  20,30 Cent  24,16 Cent

Fester Leistungspreis je Zähler (Zählpunkt) und Jahr  93,08 Euro 110,77 Euro

Verrechnungspreise siehe Ziffer 2.

1.3 1/4-Stunden-Leistungsmessung

HT-Arbeitspreis je kWh1  20,83 Cent  24,79 Cent

NT-Arbeitspreis je kWh2  20,30 Cent  24,16 Cent

Leistungspreis je kW und Monat  15,31 Euro  18,22 Euro

Verrechnungspreise siehe Ziffer 2.

1.4 M-Wärmestrom

1.4.1 Speicherheizungen, Warmwasserspeicher größer 300 Liter, getrennte Messung 

Arbeitspreis je kWh  13,89 Cent  16,53 Cent

Verrechnungspreise siehe Ziffer 2.

1.4.2 Speicherheizungen, Warmwasserspeicher größer 300 Liter, gemeinsame Messung

NT-Arbeitspreis je kWh2  15,28 Cent  18,18 Cent

HT-Arbeitspreis je kWh1 siehe HT-Arbeitspreis laut Ziffer 1.2, soweit nichts anderes zwischen den Parteien vereinbart ist

Fester Leistungspreis gemäß Ziffer 1.2, soweit nichts anderes zwischen den Parteien vereinbart ist

Verrechnungspreis gemäß Ziffer 2, soweit nichts anderes zwischen den Parteien vereinbart ist
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Ziffer Bezeichnung Preise

netto brutto

1.4.3 Wärmepumpen und andere unterbrechbare Verbrauchseinrichtungen

HT-Arbeitspreis je kWh1  16,97 Cent  20,19 Cent

NT-Arbeitspreis je kWh2  15,47 Cent  18,41 Cent

Verrechnungspreise siehe Ziffer 2.

2. Verrechnungspreise (zusätzlich zum jeweiligen Tarif)

1 Eintarifzähler pro Jahr3  10,50 Euro   12,50 Euro

1 Zweitarifzähler pro Jahr3  16,00 Euro   19,04 Euro

1 Zähler mit Leistungsmessung pro Jahr3  60,00 Euro   71,40 Euro

1 Tarifschaltung für Zweitarifmessung pro Jahr  14,60 Euro   17,37 Euro

1 Strom-Wandlersatz pro Jahr  29,20 Euro   34,75 Euro

1 Funk-Modem pro Jahr  40,15 Euro   47,78 Euro

3. Sonstige Preise

3.1 Abrechnungspreise

Gutschrift für SEPA-Lastschriftmandat4    5,11 Euro    6,08 Euro

Zwischenrechnung5  15,34 Euro  18,25 Euro

Unterjährige Abrechnung6  15,34 Euro  18,25 Euro

Zweikontenführung7: Preis je zusätzlicher Rechnung  15,34 Euro  18,25 Euro

Ausfertigung einer Rechnungszweitschrift    2,50 Euro    2,98 Euro

3.2 Preise bei Zahlungsverzug (je Vorgang)

Zahlungseinziehung durch einen Beauftragten8  
(Inkassokosten; umsatzsteuerfrei)

 34,15 Euro  

Bearbeitungskosten Rücklastschrift8 (umsatzsteuerfrei)    5,00 Euro

Bankkosten je Rücklastschrift8  
(Betrag abhängig von den Kosten der jeweiligen Bank)

 

Kosten für Ratenplanerstellung (umsatzsteuerfrei)  20,00 Euro  

Stundungskosten (umsatzsteuerfrei)  10,00 Euro  

3.3 Preise bei Unterbrechung/Wiederherstellung der Versorgung  
(je Anfahrt) gemäß § 19 StromGVV

Unterbrechung der Versorgung8 (umsatzsteuerfrei)  52,69 Euro  

Wiederherstellung der Versorgung8  66,25 Euro  78,84 Euro

Umsatzsteuer: 
Die Bruttopreise enthalten die Umsatzsteuer in Höhe von 19 % und sind kaufmännisch gerundet. Bei einer Anpassung der Umsatzsteuer 
ändern sich die Bruttopreise entsprechend.

Stromsteuer: 
Die Arbeitspreise enthalten Stromsteuern in Höhe von 2,05 Cent/kWh netto. 

Konzessionsabgabe (Hinweis gemäß § 4 KAV): 
Die Arbeitspreise enthalten die Höchstbeträge nach der Konzessionsabgabenverordnung (KAV) vom 09.01.1992 (BGBl. I S. 12, 407), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung vom 01.11.2006 (BGBl. I S. 2477): bei NT-Strom (Schwachlaststrom) 0,61 Cent/kWh, bei 
ET-/HT-Strom (Starklaststrom) 2,39 Cent/kWh, bei M-Wärmestrom 0,11 Cent/kWh.

Versorgungsbedingungen für die Grund- und Ersatzversorgung: 
Es gelten die „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit  
Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (Stromgrundversorgungsverordnung – StromGVV)“ vom 26.10.2006 (BGBl. I S. 2391), zuletzt  
geändert durch Art. 10 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über alternative Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten und zur 
Durchführung der Verordnung über Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten vom 19.02.2016 (BGBI. I S. 254), sowie die 
„Ergänzenden Be dingungen der SWM Versorgungs GmbH zur StromGVV (Anlage zur StromGVV)“ in der jeweils gültigen Fassung.

Einstufung in die ¼-Stunden-Leistungsmessung: 
Falls die von einer Abnahmestelle in Anspruch genommene höchste ¼-Stunden-Leistung in mindestens zwei Monaten des Abrechnungs-
zeitraums (dieser umfasst grundsätzlich etwa ein Jahr) jeweils 30 kW überschreitet, sind die SWM berechtigt bzw. auf Antrag des Kunden 
verpflichtet, für den betreffenden Abrechnungszeitraum das Leistungsentgelt nach gemessener ¼-Stunden-Leistung zu berechnen. 
Für die Berechnung des Leistungsentgelts wird der Leistungspreis mit der sog. Verrechnungsleistung multipliziert. Als Verrechnungsleistung 
gilt das Mittel aus den drei größten im Abrechnungszeitraum aufgetretenen Monatshöchstleistungen, mindestens jedoch 30 kW. Die Monats-
höchstleistung ist die höchste im Monat während einer Viertelstunde in Anspruch genommene Wirkleistung, die von einem Maximumzähler 
mit einer Messperiode von 15 Minuten gemessen und angezeigt wird. Sie wird nach den allgemeinen Rechenregeln auf volle kW auf- bzw. 
abgerundet.

Amtsblatt_34.indd   475 07.12.16   15:14



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 34/2016

476

Allgemeine Preise der Ersatzversorgung für Haushaltskunden für Verbrauchsstellen im Versorgungsgebiet München 
(§ 38 Energiewirtschaftsgesetz)
Die Allgemeinen Preise der SWM Versorgungs GmbH für die Versorgung von Haushaltskunden im Rahmen der Ersatzversorgung 
(§ 38 EnWG) entsprechen den Allgemeinen Preisen der SWM Versorgungs GmbH für die Versorgung von Haushaltskunden im 
Rahmen der Grundversorgung.

Allgemeine Preise für die Ersatzversorgung von Nicht-Haushaltskunden mit Strom ohne Leistungsmessung 
für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München
Für Letztverbraucher, die keine Haushaltskunden im Sinne des § 3 Nr. 22 EnWG sind, gelten die Allgemeinen Preise der 
SWM Versorgungs GmbH von Haushaltskunden mit Strom im Rahmen der Grundversorgung. Diese Preise finden Sie unter 
http://www.swm.de/privatkunden/m-strom/grundversorgung.html

Allgemeine Preise für die Ersatzversorgung von Nicht-Haushaltskunden mit Strom mit Leistungsmessung 
für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, gültig ab 1. Januar 2017
Für Entnahmestellen von Kunden mit Arbeits- und Leistungsmessung, die im Rahmen der Ersatzversorgung Strom in Niederspannung 
beziehen, ohne dass dieser Bezug einer Lieferung oder einem bestimmten Liefervertrag zugeordnet werden kann, gelten die nach - 
folgenden Preise.

Bezeichnung Preise
netto

Arbeitspreis je kWh   5,635 Cent

Grundpreis pro Jahr 182,50 Euro

Zusätzlich sind das Netznutzungsentgelt, die Konzessionsabgabe sowie die Umlagen nach § 37 EEG, § 9 KWKG, § 19 Strom NEV, 
§ 13 Abs. 4a und 4b EnWG, § 17f EnWG, § 18 AbLaV, in gleicher Höhe wie die SWM sie an den örtlichen Verteilnetzbetreiber bezahlen, 
und die Stromsteuer zu entrichten.
Ferner ist das den SWM vom Messstellenbetreiber berechnete Entgelt für den Messstellenbetrieb in gleicher Höhe zu zahlen, wie es 
den SWM in Rechnung gestellt wird sowie ggf. Blindarbeit.
Zusätzlich ist die Umsatzsteuer in der gesetzlichen Höhe zu entrichten.

M-Strom Direkt für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, gültig ab 1. Februar 2017 

Ziffer Bezeichnung Preise

netto brutto
1. Eintarifmessung

Arbeitspreis M-Strom Direkt je kWh  21,50 Cent  25,59 Cent

Grundpreis M-Strom Direkt pro Jahr  76,18 Euro  90,65 Euro

2. Zweitarifmessung

HT-Arbeitspreis M-Strom Direkt je kWh1   22,10 Cent   26,30 Cent

NT-Arbeitspreis M-Strom Direkt je kWh2   19,12 Cent   22,75 Cent

Grundpreis M-Strom Direkt pro Jahr   96,28 Euro 114,57 Euro

M-Ökostrom (Internetangebot) für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, gültig ab 1. Februar 2017 

Ziffer Bezeichnung Preise

netto brutto
1. Eintarifmessung

Arbeitspreis M-Ökostrom je kWh   21,75 Cent   25,88 Cent

Grundpreis M-Ökostrom pro Jahr   76,18 Euro   90,65 Euro

2. Zweitarifmessung

HT-Arbeitspreis M-Ökostrom je kWh1   22,35 Cent   26,60 Cent

NT-Arbeitspreis M-Ökostrom je kWh2   19,37 Cent   23,05 Cent

 Grundpreis M-Ökostrom pro Jahr   96,28 Euro 114,57 Euro

 
M-Strom privat (Kompakt/Komfort) für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, gültig ab 1. Februar 2017

Ziffer Bezeichnung Preise
netto brutto

1. Eintarifmessung

Arbeitspreis M-Strom privat Kompakt je kWh   21,80 Cent   25,94 Cent

Grundpreis M-Strom privat Kompakt pro Jahr   89,18 Euro 106,12 Euro

2. Zweitarifmessung

HT-Arbeitspreis M-Strom privat Komfort je kWh1   22,40 Cent   26,66 Cent

NT-Arbeitspreis M-Strom privat Komfort je kWh2   19,42 Cent   23,11 Cent

Grundpreis M-Strom privat Komfort pro Jahr 109,28 Euro 130,04 Euro
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M-Ökostrom privat (Kompakt/Komfort) für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, gültig ab 1. Februar 2017

Ziffer Bezeichnung Preise
netto brutto

1. Eintarifmessung

Arbeitspreis M-Ökostrom privat Kompakt je kWh  22,28 Cent   26,51 Cent

Grundpreis M-Ökostrom privat Kompakt pro Jahr  89,18 Euro 106,12 Euro

2. Zweitarifmessung

HT-Arbeitspreis M-Ökostrom privat Komfort je kWh1   22,88 Cent   27,23 Cent

NT-Arbeitspreis M-Ökostrom privat Komfort je kWh2   19,90 Cent   23,68 Cent

Grundpreis M-Ökostrom privat Komfort pro Jahr 109,28 Euro 130,04 Euro

 
M-Strom business Direkt für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, gültig ab 1. Februar 2017

Ziffer Bezeichnung Preise
netto brutto

1. Eintarifmessung

Arbeitspreis M-Strom business Direkt je kWh   21,58 Cent   25,68 Cent

Grundpreis M-Strom business Direkt pro Jahr   76,18 Euro   90,65 Euro

2. Zweitarifmessung

HT-Arbeitspreis M-Strom business Direkt je kWh1   22,08 Cent   26,28 Cent

NT-Arbeitspreis M-Strom business Direkt je kWh2   19,06 Cent   22,68 Cent

Grundpreis M-Strom business Direkt pro Jahr   96,28 Euro 114,57 Euro

M-Ökostrom business (Internetangebot) für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, gültig ab 1. Februar 2017

Ziffer Bezeichnung Preise
netto brutto

1. Eintarifmessung

Arbeitspreis M-Ökostrom business je kWh   21,83 Cent   25,98 Cent

Grundpreis M-Ökostrom business pro Jahr   76,18 Euro   90,65 Euro

2. Zweitarifmessung

HT-Arbeitspreis M-Ökostrom business je kWh1   22,33 Cent   26,57 Cent

NT-Arbeitspreis M-Ökostrom business je kWh2   19,31 Cent   22,98 Cent

Grundpreis M-Ökostrom business pro Jahr   96,28 Euro 114,57 Euro

M-Strom business (Kompakt/Komfort) für Verbrauchsstellen im Gebiet der Landeshauptstadt München, gültig ab 1. Februar 2017

Ziffer Bezeichnung Preise
netto brutto

1. Eintarifmessung

Arbeitspreis M-Strom business Kompakt je kWh   21,88 Cent   26,04 Cent

Grundpreis M-Strom business Kompakt pro Jahr   89,18 Euro 106,12 Euro

2. Zweitarifmessung

HT-Arbeitspreis M-Strom business Komfort je kWh1   22,38 Cent   26,63 Cent

NT-Arbeitspreis M-Strom business Komfort je kWh2   19,36 Cent   23,04 Cent

Grundpreis M-Strom business Komfort pro Jahr 109,28 Euro 130,04 Euro

Hilfe zur Preisdarstellung:
1 HT-Zeiten: Montag bis Freitag von 6 Uhr bis 21 Uhr.
2  NT-Zeiten (Voraussetzung ist ein vorhandener Zweitarifzähler): alle Zeiten außerhalb der HT-Zeiten.
3  Die Verrechnungspreise enthalten den Preis für den Messstellenbetrieb der SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG 

(www.swm-infrastruktur.de).
4  Die Gutschrift gilt je Abnahmestelle und nur dann, wenn alle Abschlagszahlungen und der Rechnungsbetrag über 

SEPA-Lastschriftmandat abgewickelt werden.
5  Eine Zwischenrechnung auf Kundenwunsch ist möglich. Hierzu müssen vom Kunden die Zählerstände mitgeteilt werden.
6  Eine unterjährige Abrechnung (monatlich, vierteljährlich, halbjährlich) ist möglich. Hierzu müssen vom Kunden die Zählerstände  

mitgeteilt werden. 
7  Bezieht der Kunde von den SWM neben Strom auch Erdgas oder Wasser, können die SWM eine gemeinsame Rechnung für alle  

von ihm bezogenen Sparten (Strom, Wasser oder Erdgas) erstellen. Wünscht der Kunde für einzelne Sparten eine getrennte Rechnung  
(z. B. Trennung von Strom-/Wasser- und Erdgasrechnung), so wird dem Kunden für die zweite (und ggf. weitere) Rechnung(en) ein  
Entgelt gemäß Preisblatt berechnet. 

8 Dem Kunden ist der Nachweis geringerer Kosten gestattet.

München, den 09.12.2016
SWM Versorgungs GmbH
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Verordnung der Landeshauptstadt München über den
Rennplatz Daglfing (Daglfinger Rennplatzverordnung)

vom 24. November 2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Abs. 1 und 38 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes über das Landesstraf-
recht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungs-
gesetz – LStVG –) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.01.1983 (BayRS 2011-2-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22.05.2015 (GVBI. S.154), folgende Verordnung:

§ 1 Aufenthalt auf dem Rennplatz Daglfing

Auf dem Rennplatz Daglfing dürfen sich als Besucherinnen bzw. 
Besucher nur Personen aufhalten, die eine gültige Eintrittskarte 
oder einen sonstigen Berechtigungsausweis mit sich führen 
oder die ihre Aufenthaltsberechtigung auf andere Art nachwei-
sen können. Eintrittskarte oder Berechtigungsausweis  sind auf 
Verlangen dem Kontrollpersonal und der Polizei vorzuweisen. 

§ 2 Verhalten auf dem Rennplatz Daglfing

(1)  Auf dem Rennplatz hat sich jede Besucherin bzw. jeder  
Besucher so zu verhalten, dass niemand gefährdet oder  
geschädigt wird.

(2)  Den Besucherinnen bzw. Besuchern des Rennplatzes ist es 
insbesondere nicht erlaubt:
a)  Bereiche zu betreten, die nicht für den Besucheraufent-

halt vorgesehen sind; die Rennbahn darf nur mit aus-
drücklicher Erlaubnis der Rennleitung betreten werden; 

b)  die Umzäunung des Rennplatzes oder Umzäunungen in-
nerhalb des Rennplatzes zu übersteigen; 

c) sich auf die Umzaunungen der Rennbahn zu setzen;
d)  die Tribünenbänke zu besteigen, auf den Tribünenaufgän-

gen oder zwischen den Sitzreihen zu stehen oder zu sit-
zen;

e)  Gegenstände auf die Rennbahn oder in die Publikums-
bereiche zu werfen;

f)  sperrige Gegenstände (z.B. Leitern, Hocker, Kisten,  
größere Koffer) mitzuführen;

g)  außerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten oder 
den Rennplatz in anderer vermeidbarer Weise, insbeson-
dere durch Wegwerfen von Sachen zu verunreinigen.

§ 3 Zuwiderhandlungen

Nach Art. 23 Abs. 3 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, 
wer vorsätzlich
1.  sich als Besucherin bzw. Besucher entgegen § 1 ohne  

Nachweis der Aufenthaltsberechtigung auf dem Rennplatz 
Daglfing aufhält,

2.  entgegen § 2 Abs. 1 auf dem Rennplatz Daglfing durch sein 
Verhalten andere gefährdet oder schädigt, insbesondere den 
in § 2 Abs. 2 enthaltenen Bestimmungen über das Verhalten 
auf dem Rennplatz zuwiderhandelt.

§ 4 Inkrafttreten

(1)  Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen über den Rennplatz Daglfing vom 25.11.1996 (MüABI. 
S. 534) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 15.11.2016 beschlossen.

München, 24. November 2016  Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Verordnung der Lanqeshauptstadt München über den 
Rennplatz Riem (Riemer Rennplatzverordnung)

vom 24. November 2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Abs. 1 und 38 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes über das Landesstraf-
recht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungs-
gesetz – LStVG –) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.01.1983 (BayRS 2011-2-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22.05.2015 (GVBI. S. 154), folgende Verordnung:

§ 1 Aufenthalt auf dem Rennplatz Riem

Auf dem Rennplatz Riem dürfen sich als Besucherinnen bzw. 
Besucher nur Personen aufhalten, die eine gültige Eintrittskarte 
oder einen sonstigen Berechtigungsausweis mit sich führen 
oder die ihre Aufenthaltsberechtigung auf andere Art nachwei-
sen können. Eintrittskarte oder Berechtigungsausweis sind auf 
Verlangen dem Kontrollpersonal und der Polizei vorzuweisen. 

§ 2 Verhalten auf dem Rennplatz Riem

(1)  Auf dem Rennplatz hat sich jede Besucherin bzw. jeder  
Besucher so zu verhalten, dass niemand gefährdet oder ge-
schädigt wird.

(2)  Den Besucherinnen bzw. Besuchern des Rennplatzes ist es 
insbesondere nicht erlaubt:
a)  Bereiche zu betreten, die nicht für den Besucheraufent-

halt vorgesehen sind; die Rennbahn darf nur mit aus-
drücklicher Erlaubnis der Rennleitung betreten werden;

b)  die Umzäunung des Rennplatzes oder Umzäunungen  
innerhalb des Rennplatzes zu übersteigen; 

c) sich auf die Umzäunungen der Rennbahn zu setzen;
d)  die Tribünenbänke zu besteigen, auf den Tribünenaufgän-

gen oder zwischen den Sitzreihen zu stehen oder zu sitzen;
e)  Gegenstände auf die Rennbahn oder in die Publikums-

bereiche zu werfen;
f)  sperrige Gegenstände (z.B. Leitern, Hocker, Kisten, grö-

ßere Koffer) mitzuführen;
g)  außerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten oder 

den Rennplatz in anderer vermeidbarer Weise, insbeson-
dere durch Wegwerfen von Sachen zu verunreinigen.

§ 3 Zuwiderhandlungen

Nach Art. 23 Abs. 3 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, 
wer vorsätzlich
1.  sich als Besucherin bzw. Besucher entgegen § 1 ohne Nach-

weis der Aufenthaltsberechtigung auf dem Rennplatz Riem 
aufhält,

2.  entgegen § 2 Abs. 1 auf dem Rennplatz Riem durch sein 
Verhalten andere gefährdet oder schädigt, insbesondere den 
in § 2 Abs. 2 enthaltenen Bestimmungen über das Verhalten 
auf dem Rennplatz zuwiderhandelt.

§ 4 lnkrafttreten

(1)  Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen über den Rennplatz Riem vom 25.11.1996 (MüABI.  
S. 533) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 15.11.2016 beschlossen.

München, 24. November 2016 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister
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Verordnung der Landeshauptstadt München über das  
Stadion an der Dantestraße (Dante-Stadionverordnung)

vom 24. November 2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Abs. 1 und Art. 38 Abs. 3 des Gesetzes über das Landesstraf-
recht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungs-
gesetz – LStVG – ) in der Fassung der Bekanntmachung vom
01.01.1983 (BayRS 2011-2-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22.05.2015 (GVBI. S. 154), folgende Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich

Diese Benutzungsordnung gilt für die umfriedeten Versamm-
lungsstätten und Anlagen des Stadions an der Dantestraße.

§ 2 Aufenthalt

(1)  In den Versammlungsstätten und Anlagen des Stadions an 
der Dantestraße dürfen sich nur Personen aufhalten, die eine 
gültige Eintrittskarte oder einen sonstigen Berechtigungs-
ausweis mit sich führen oder die ihre Aufenthaltsberechti-
gung für diese Veranstaltung auf eine andere Art nachweisen 
können. Eintrittskarten und Berechtigungsausweise sind in-
nerhalb der Stadionanlage auf Verlangen der Polizei oder 
des Kontroll- und Ordnungsdienstes vorzuweisen.

(2)  Zuschauerinnen bzw. Zuschauer haben den auf der Eintritts-
karte für die jeweilige Veranstaltung angegebenen Platz ein-
zunehmen.

(3)  Für den Aufenthalt im Stadion an veranstaltungsfreien Tagen 
gelten die von der Stadt im Einvernehmen mit den Stadion-
nutzerinnen bzw. Stadionnutzern getroffenen Anordnungen.

§ 3 Eingangskontrolle

(1)  Jede Besucherin bzw. jeder Besucher ist beim Betreten der 
Stadionanlage verpflichtet, dem Kontroll- und Ordnungs-
dienst die Eintrittskarte oder den Berechtigungsausweis un-
aufgefordert vorzuzeigen und auf Verlangen zur Überprüfung 
auszuhändigen.

(2)  Der Kontroll- und Ordnungsdienst ist berechtigt, Personen – 
auch durch den Einsatz technischer Hilfsmittel – daraufhin 
zu untersuchen, ob sie aufgrund von Alkohol oder Drogen-
konsum oder wegen des Mitführens von Waffen oder von 
gefährlichen oder feuergefährlichen Sachen ein Sicherheits-
risiko darstellen. Die Untersuchung erstreckt sich auch auf 
mitgeführte Gegenstände.

(3)  Personen, die ihre Aufenthaltsberechtigung nicht nachweisen 
können, und Personen, die ein Sicherheitsrisiko darstellen, 
sind zurückzuweisen und am Betreten des Stadions zu hin-
dern. Dasselbe gilt für Personen, gegen die innerhalb der 
Bundesrepublik ein Stadionverbot ausgesprochen worden ist.

§ 4 Verhalten im Stadion

(1)  Innerhalb der Stadionanlagen hat sich jede Besucherin bzw. 
jeder Besucher so zu verhalten, dass niemand geschädigt, 
gefährdet oder – mehr als nach den Umständen unvermeid-
bar – behindert oder belästigt wird.

(2)  Die Besucherinnen bzw. Besucher haben den Anordnungen 
der Polizei, der Feuerwehr, des Kontroll-, des Ordnungs- 
und des Rettungsdienstes sowie des Stadionsprechers Folge 
zu leisten.

(3)   Aus Sicherheitsgründen und zur Abwehr von Gefahren sind 
die Besucherinnen bzw. Besucher verpflichtet, auf Anwei-
sung der Polizei oder des Kontroll- und Ordnungsdienstes 
andere Plätze als auf ihrer Eintrittskarte vermerkt – auch in 
anderen Blöcken – einzunehmen.

(4)  Alle Auf- und Abgänge sowie die Rettungswege sind freizu-
halten.

§ 5 Verbote

(1)  Den Besucherinnen bzw. Besuchern des Stadions ist das 
Mitführen folgender Gegenstände untersagt:
a) Waffen jeder Art,
b)  Sachen, die als Waffen oder Wurfgeschosse Verwendung 

finden können,
c) Gassprühdosen, ätzende oder färbende Substanzen,
d)  Flaschen, Becher, Krüge oder Dosen, die aus zerbrechli-

chem, splitterndem oder besonders hartem Material  
hergestellt sind,

e)  sperrige Gegenstände wie Leitern, Hocker, Stühle,  
Kisten, Reisekoffer,

f)  Feuerwerkskörper, Leuchtkugeln und andere pyrotechni-
sche Gegenstände,

g)   Fahnen- oder Transparentstangen, die länger als 1 m 
oder deren Durchmesser größer als 3 cm ist,

h) mechanisch betriebene Lärminstrumente,
i) alkoholische Getränke aller Art,
j)  Tiere. Ausnahmen hiervon können für Führerinnen und 

Führer von Assistenzhunden von der Hausrechtsinhaberin 
bzw. von dem Hausrechtsinhaber gewährt werden.

(2)  Verboten ist den Besucherinnen und Besuchern weiterhin:
a)  nicht für die allgemeine Benutzung vorgesehene Bauten 

und Einrichtungen, insbesondere Fassaden, Zäune, Mau-
ern, Umfriedungen, Absperrungen, Beleuchtungsanlagen, 
Kamerapodeste, Bäume, Maste aller Art und Dächer zu 
besteigen oder zu übersteigen,

b)  Bereiche, die nicht für Besucherinnen bzw. Besucher zu-
gelassen sind (z.B. das Spielfeld, den Innenraum, die 
Funktionsräume), zu betreten,

c)  mit Gegenständen aller Art zu werfen,
d)  Feuer zu machen, Feuerwerkskörper oder Leuchtkugeln 

abzubrennen oder abzuschießen,
e)  ohne Erlaubnis der Stadt oder des Stadionnutzers Waren 

und Eintrittskarten zu verkaufen, Drucksachen zu vertei-
len und Sammlungen durchzuführen,

f)  bauliche Anlagen, Einrichtungen oder Wege zu beschrif-
ten, zu bemalen oder zu bekleben,

g)  außerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten oder 
das Stadion in anderer Weise, insbesondere durch das 
Wegwerfen von Sachen, zu verunreinigen.

§ 6 Abstellen von Fahrzeugen

Fahrräder und Mopeds dürfen im Stadion nur in dem dafür vor-
gesehenen Fahrradeinstellplatz hinterstellt werden; sie sind im 
Stadion zu schieben. Das Einfahren und Parken von Kraftfahr-
zeugen bedarf einer Sondererlaubnis des Referats für Bildung 
und Sport – Sportamt.

§ 7 Unfälle und Schäden

Unfälle oder Schäden sind der Stadt unverzüglich zu melden.

§ 8 Hausrecht

Das Hausrecht im Stadion übt neben der Landeshauptstadt 
München – Referat für Bildung und Sport – Sportamt, für die  
Dauer der Veranstaltung die jeweilige Veranstalterin bzw. der 
jeweilige Veranstalter aus.
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§ 9 Zuwiderhandlungen
(1)  Wer den Vorschriften der §§ 2, 3, 4, 5 und 6 dieser Verord-

nung zuwiderhandelt, kann gemäß Art. 23 Abs. 3 LStVG mit 
Bußgeld belegt werden.

(2)  Andere Bußgeldvorschriften, insbesondere § 55 Abs. 1 Nr. 
25 Waffengesetz über den Gebrauch von Schusswaffen und 
§ 53 Abs. 3 Nr. 5 in Verbindung mit § 39 Waffengesetz, der 
bei öffentlichen Veranstaltungen das Führen von Schusswaf-
fen, Hieb- oder Stoßwaffen verbietet, bleiben unberührt,

(3)  Besteht der Verdacht einer strafbaren Handlung oder einer 
sonstigen Ordnungswidrigkeit, so kann Anzeige erstattet 
werden.

(4)  Außerdem können Personen, die gegen die Vorschriften der 
Stadionordnung verstoßen, ohne Entschädigung aus dem 
Stadion verwiesen und mit einem Stadionverbot belegt wer-
den.

(5)  Verbotenerweise mitgeführte Sachen werden sichergestellt 
und – soweit sie für ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren 
nicht benötigt werden – nach dem Wegfall der Vorausset-
zungen für die Sicherstellung zurückgegeben.

§ 10 Inkrafttreten

(1)  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen über das Stadion an der Dantestraße vom 25.11.1996 
(MüABI. S. 530) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 15.11.2016 beschlossen.

München, 24. November 2016 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Verordnung der Land.eshauptstadt München  
über die Versammlungsstätten im Olympiapark  
(Olympiapark-Verordnung)

vom 24. November 2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Abs. 1 und 38 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes über das Landesstraf-
recht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungs-
gesetz – LStVG –) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.01.1983 (BayRS 2011-2-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22.05.2015 (GVBI. S. 154), folgende Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für folgende umfriedete Versammlungsstät-
ten des Olympiaparks: Olympiastadion mit seinem Aufwärm-
platz und der Werner-von-Linde-Halle, Olympiahalle und Kleine 
Olympiahalle, Olympia- Schwimmhalle mit der Liegewiese, 
Olympia-Eissportzentrum, Olympiaturm.

§ 2 Aufenthalt in den Versammlungsstätten

(1)  In den Versammlungsstätten des Olympiaparks dürfen sich 
nur Personen aufhalten, die eine gültige Eintrittskarte oder 
einen sonstigen Berechtigungsausweis mit sich führen oder 
die ihre Aufenthaltsberechtigung auf andere Art nachweisen 

können. Eintrittskarte oder Berechtigungsausweis sind auf 
Verlangen dem Kontrollpersonal und der Polizei vorzuwei-
sen. Es darf nur der auf der Eintrittskarte für die jeweilige 
Veranstaltung angegebene Platz eingenommen werden; § 4 
Abs. 3 bleibt hiervon unberührt.

(2)  Der Kontroll- und Ordnungsdienst ist berechtigt, Personen, 
auch durch den Einsatz technischer Hilfsmittel, daraufhin zu 
durchsuchen, ob sie aufgrund von Alkohol- oder Drogen-
konsum oder wegen des Mitführens von Waffen oder von 
gefährlichen oder feuergefährlichen Sachen ein Sicherheits-
risiko darstellen. Die Durchsuchung erstreckt sich auch auf 
mitgeführte Gegenstände.

(3)  Personen, die ihre Berechtigung zum Aufenthalt nicht nach-
weisen können und Personen, bei denen aufgrund ihres 
Auftretens, Verhaltens oder Zustandes davon auszugehen 
ist, dass ihre Anwesenheit eine Gefahr für Leben, Gesund-
heit, Sachwerte Dritter oder ein sonstiges Sicherheitsrisiko 
darstellen, sind zurückzuweisen und am Betreten der Ver-
sammlungsstätten zu hindern.

§ 3 Verhalten in den Versammlungsstätten

(1)  In den Versammlungsstätten des Olympiaparks hat sich je-
der so zu verhalten, dass niemand anderes gefährdet oder 
geschädigt oder – mehr als nach den Umständen vermeid-
bar – behindert oder belästigt wird.

(2)  Den Besucherinnen bzw. Besuchern der Versammlungsstät-
ten ist insbesondere nicht erlaubt:

a)  rassistische, fremdenfeindliche, homophobe, gewaltver-
herrlichende oder rechts- bzw. linksextremistische Paro-
len zu äußern oder zu verbreiten sowie Bevölkerungs-
gruppen durch Äußerungen oder Gesten zu diskriminieren 
sowie rassistisches, fremdenfeindliches, homophobes, 
gewaltverherrlichendes oder rechts- bzw. linksextremisti-
sches Propagandamaterial mitzuführen bzw. zu verteilen;

b)  Bereiche zu betreten, die nicht für Besucherinnen bzw. 
Besucher zugelassen sind;

c)   nicht für den allgemeinen Gebrauch vorgesehene Bauten 
und Einrichtungen, insbesondere Fassaden, Zäune, Mau-
ern, Mauerbrüstungen, Umfriedungen der Spielflächen, 
Beleuchtungsanlagen, Fernsehaufnahmepodeste, Bäume, 
Masten aller Art, Dächer oder die Zeltdachkonstruktion 
einschließlich der Abspannseile und Verankerungen zu 
besteigen oder zu übersteigen; 

d)  in den Zugängen sowie Auf- und Abgängen zu den Besu-
cherplätzen zu sitzen oder zu stehen bzw. Rettungswege 
zu besetzen;

e)  Gegenstände auf Spielflächen oder in Besucherbereiche 
zu werfen;

f)  sperrige Gegenstände (z.B . Leitern, Hocker, Kisten,  
Reisekoffer) mitzuführen;

g)  aus zerbrechlichem, splitterndem oder besonders hartem 
Material hergestellte Flaschen, Becher, Krüge oder Dosen 
mitzuführen;

h)  Gassprühdosen mit schädlichem Inhalt, ätzende oder fär-
bende Substanzen oder Gegenstände mitzuführen, die 
als Waffen oder Wurfgeschosse Verwendung finden kön-
nen sowie Fahnen- oder Transparentstangen mitzuführen, 
die länger als 1,5 m sind oder einen Durchmesser von 
mehr als 3 cm haben oder mechanisch betriebene Lärm-
instrumente (z.B. Megaphon) mitzuführen;
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i)  Tiere mitzuführen. Ausnahmen hiervon können für  
Führerinnen bzw. Führer von Assistenzhunden von der 
Hausrechtsinhaberin bzw. von dem Hausrechtsinhaber 
gewährt werden;

j) Blumen- und Sträucheranpflanzungen zu betreten;

k) Feuer zu machen;

l)  Feuerwerkskörper, Rauchpulver pyrotechnische Gegen-
stände oder Leuchtkugeln mitzuführen, abzubrennen 
oder abzuschießen;

m)  bauliche Anlagen, sonstige Einrichtungen oder Wege zu 
beschriften, zu bemalen oder zu bekleben;

n)  außerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten oder  
die Versammlungsstätten in anderer Weise, insbesondere 
durch Wegwerfen von Sachen, zu verunreinigen;

o)  alkoholische Getränke aller Art mitzuführen, wenn 
Alkohol verbot besteht;

p)  ohne Erlaubnis der Betreiberin der Versammlungsstätten 
Waren und Eintrittskarten zu verkaufen, Drucksachen zu 
Verteilen und Sammlungen durchzuführen.

§ 4 Anordnungen für den Einzelfall

(1)  Die Landeshauptstadt München kann zum Vollzug des Art. 
19 bzw. Art. 23 Landesstraf- und Verordnungsgesetzes zum 
Schutz der dort genannten Rechtsgüter, insbesondere zur 
Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz Anordnungen für den Einzelfall erlassen. Auf An-
trag kann das Kreisverwaltungsreferat im Einzelfall eine Be-
freiung von den in § 3 Abs. 2 aufgeführten Verboten erteilen, 
soweit nicht öffentliche Interessen entgegenstehen.

(2)  Die Besucherinnen bzw. Besucher haben den Anordnungen 
der Polizei, der Feuerwehr, des Kontroll-, des Ordnungs- 
und des Rettungsdienstes sowie des Stadionsprechers Folge 
zu leisten.

(3)  Zur Abwehr von Gefahren aus Sicherheits- oder technischen 
Gründen sind die Besucherinnen bzw. Besucher verpflichtet, 
auf Anweisung der Polizei oder des Kontroll- und Ordnungs-
dienstes andere Platze als aufihrer Eintrittskarte vermerkt – 
auch in anderen Blöcken – einzunehmen.

§ 5 Zuwiderhandlungen

(1)  Nach Art. 23 Abs. 3 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, 
wer vorsätzlich

1.  sich entgegen § 2 Abs. 1 Satz 1 ohne Nachweis der Auf-
enthaltsberechtigung in den Versammlungsstätten des 
Olympiaparks aufhält,

2.  als Zuschauerin bzw. Zuschauer entgegen § 2 Abs. 1 
Satz 3 bei einer Veranstaltung einen anderen als den auf 
der Eintrittskarte angegebenen Platz einnimmt,

3.  entgegen § 3 in den Versammlungsstätten des Olympia-
parks durch sein Verhalten andere gefährdet oder schä-
digt, insbesondere wer den in § 3 Abs. 2 Buchstabe a) bis 
j) und l bis p) enthaltenen Bestimmungen über das Verhal-
ten in den Versammlungsstätten zuwiderhandelt.

(2)  Nach Art. 38 Abs. 4 LStVG kann mit Geldbuße belegt wer-
den, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.  entgegen § 3 Abs. 2 Buchstabe k) in den Versammlungs-
stätten des Olympiaparks Feuer macht,

2. vollziehbaren Anordnungen nach § 4 nicht nachkommt.

(3)  Außerdem können Personen, die gegen die Vorschriften  
dieser Verordnung verstoßen, ohne Entschädigung aus der 
jeweiligen Versammlungsstätte verwiesen werden und mit 
einem Zutrittsverbot belegt werden. Dabei einbehaltene 
Jahres- bzw. Dauerkarten sind an die Ausstellerin bzw. den 
Aussteller zurückzugeben.

(4)  Andere Bußgeldvorschriften, insbesondere über die Verwen-
dung von pyrotechnischen Gegenständen oder die einschlä-
gigen Vorschriften des Waffengesetzes, die bei öffentlichen 
Veranstaltungen das Führen von Schusswaffen, Hieb- oder 
Stichwaffen verbieten, bleiben unberührt.

§ 6 Hausrecht

Das Hausrecht übt die Betreiberin und ggf. für die Dauer einer 
Veranstaltung auch die jeweilige Veranstalterin bzw. der jeweilige 
Veranstalter aus. Insofern bleiben etwaige zusätzliche oder  
darüber hinausgehende Regelungen hausrechtlicher bzw. privat-
rechtlicher Art durch diese Verordnung unberührt.

§ 7 Inkrafttreten

(1)  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen über die Versammlungsstätten im Olympiapark (Olym-
piapark-Verordnung) vom 25.11.1996 (MüABl. S. 528) außer 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 15.11.2016 beschlossen.

München, 24. November 2016 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Verordnung der Landeshauptstadt München  
über die Halle am Grasweg (Hallenverordnung)

vom 24. November 2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Abs. 1 und Art. 38 Abs. 3 des Gesetzes über das Landesstraf-
recht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungs-
gesetz – LStVG – ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.01.1983 (BayRS 2011-2-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22.05.2015 (GVBI. S. 154), folgende Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich

Diese Benutzungsordnung gilt für die umfriedeten Versamm-
lungsstätten und Anlagen der Halle am Grasweg 74.

§ 2 Aufenthalt

(1)  In den Versammlungsstätten und Anlagen der Halle am 
Grasweg dürfen sich nur Personen aufhalten, die eine gülti-
ge Eintrittskarte oder einen sonstigen Berechtigungsausweis 
mit sich führen oder die ihre Aufenthaltsberechtigung für 
diese Veranstaltung auf eine andere Art nachweisen können. 
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Eintritts karten und Berechtigungsausweise sind auf Verlan-
gen der Polizei oder des Kontroll- und Ordnurmsdienstes 
vorzuweisen. 

(2)  Zuschauerinnen bzw. Zuschauer haben den auf der Eintritts-
karte für die jeweilige Veranstaltung angegebenen Platz ein-
zunehmen. § 4 Abs. 3 bleibt hiervon unberührt.

(3)  Für den Aufenthalt in der Halle an veranstaltungsfreien  
Tagen gelten die von der Stadt im Einvernehmen mit den 
Hallennutzern getroffenen Anordnungen.

§ 3 Eingangskontrolle

(1)  Jede Besucherin bzw. jeder Besucher ist beim Betreten der 
Halle verpflichtet, dem Kontroll- und Ordnungsdienst die 
Eintrittskarte oder den Berechtigungsausweis unaufgefor-
dert vorzuzeigen und auf Verlangen zur Überprüfung auszu-
händi gen.

(2)  Der Kontroll- und Ordnungsdienst ist berechtigt, Personen – 
auch durch den Einsatz technischer Hilfsmittel – daraufhin 
zu untersuchen, ob sie aufgrund von Alkohol oder Drogen-
konsum oder wegen des Mitführens von Waffen oder von 
gefährlichen oder feuergefährlichen Sachen ein Sicherheits-
risiko darstellen. Die Untersuchung erstreckt sich auch auf 
mitgeführte Gegenstände. Im Weigerungsfall kann der Zutritt 
verwehrt werden.

(3)  Personen, die ihre Berechtigung zum Aufenthalt nicht nach-
weisen können, und Personen, bei denen auf Grund ihres 
Auftretens, Verhaltens oder Zustandes davon auszugehen 
ist, dass ihre Anwesenheit eine Gefahr für Leben, Gesund-
heit, Sachwerte Dritter oder ein sonstiges Sicherheitsrisiko 
darstellt, sind zurückzuweisen und am Betreten der Halle zu 
hindern.

§ 4 Verhalten im Hallenbereich

(1)  Innerhalb des Hallenbereiches hat sich jede Besucherin 
bzw. jeder Besucher so zu verhalten, dass kein anderer ge-
schädigt, gefährdet oder – mehr als nach den Umständen 
unvermeidbar – behindert oder belästigt wird.

(2)  Die Besucherinnen bzw. Besucher haben den Anordnungen 
der Polizei, der Feuerwehr, des Kontroll-, des Ordnungs- 
und des Rettungsdienstes sowie des Hallenpersonals Folge 
zu leisten.

(3)  Aus Sicherheitsgründen und zur Abwehr von Gefahren sind 
die Besucherinnen bzw. Besucher verpflichtet, auf Anwei-
sung der Polizei oder des Kontroll- und Ordnungsdienstes  
andere Plätze als auf ihrer Eintrittskarte vermerkt – auch in 
anderen Blöcken – einzunehmen.

(4)  Alle Auf- und Abgänge sowie die Rettungswege sind freizu-
halten.

§ 5 Verbote

(1)  Den Besucherinnen bzw. Besuchern des Stadions ist das 
Mitführen folgender Gegenstände untersagt:

a)  gewaltverherrlichendes, rassistisches, fremdenfeindliches 
und rechts- bzw. linksextremistisches Propaganda-
material,

b) Waffen jeder Art,

c)  Sachen, die als Waffen oder Wurfgeschosse Verwendung 
finden können,

d) Gassprühdosen, ätzende oder färbende Substanzen,

e)  Flaschen, Becher, Krüge oder Dosen, die aus zerbrechli-
chem, splitterndem oder besonders hartem Material her-
gestellt sind,

f)  sperrige Gegenstände wie Leitern, Hocker, Stühle, Kisten, 
Reisekoffer, 

g)  Feuerwerkskörper, Leuchtkugeln und andere pyrotechni-
sche Gegenstände,

h)  Fahnen und Transparentstangen, die länger als 1,5 m sind 
oder deren Durchmesser größer als 3 cm ist, 

i)  mechanisch betriebene Lärminstrumente (z.B. Pressluft-
fanfaren oder sog. Vuvuzelas), Geräte zur Geräusch- oder 
Sprachverstärkung (z. B. Megaphone) oder sonstige ge-
fährliche Gegenstände (z. B. Laserpointer),

j) alkoholische Getränke aller Art,

k)  Tiere. Ausnahmen hiervon können für Führerinnen bzw. 
Führer von Assistenzhunden von der Hausrechtsinhaberin 
bzw. von dem Hausrechtsinhaber gewährt werden. 

(2)  Verboten ist den Besucherinnen bzw. Besuchern weiterhin:

a)  gewaltverherrlichende, rassistische, fremdenfeindliche, 
rechts- bzw. linksextremistische Parolen zu äußern oder 
zu verbreiten sowie Bevölkerungsgruppen durch Äuße-
rungen oder Gesten zu diskriminieren,

b)   nicht für die·allgemeine Benutzung vorgesehene Bauten 
und Einrichtungen, insbesondere Fassaden, Zäune, Mau-
ern, Umfriedungen, Absperrungen, Beleuchtungsanlagen, 
Kamerapodeste, Bäume, Masten aller Art und Dächer zu 
besteigen oder zu übersteigen, 

c)   Bereiche, die nicht für Besucherinnen bzw. Besucher zu-
gelassen sind (z. B. Umkleiden, Büros, Funktionsräume), 
zu betreten, 

d) mit Gegenständen aller Art zu werfen,

e)  Feuer zu machen, Feuerwerkskörper oder Leuchtkugeln 
abzubrennen oder abzuschießen;

f)  ohne Erlaubnis der Stadt oder des Hallennutzers Waren 
und Eintrittskarten zu verkaufen, Drucksachen zu verteilen 
und Sammlungen durchzuführen,

g)  bauliche Anlagen, Einrichtungen oder Wege zu beschrif-
ten, zu bemalen oder zu bekleben,

h)  außerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten oder 
den Hallenbereich in anderer Weise, insbesondere durch 
das Wegwerfen von Sachen zu verunreinigen.

§ 6 Anordnungen für den Einzelfall

(1)  Die Landeshauptstadt München kann im Vollzug des Art. 19 
bzw. 23 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes zum 
Schutz der dort genannten Rechtsgüter, insbesondere zur 
Verhütung von Gefahren für Leben,-Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz, Anordnungen für den Einzelfall erlassen.

(2)  Auf Antrag kann das Kreisverwaltungsreferat im Einzelfall 
eine Befreiung von den in § 5 aufgeführten Verboten ertei-
len, soweit nicht öffentliche Interessen entgegenstehen.
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§ 7 Unfälle und Schäden

Unfälle und Schäden sind der Stadt unverzüglich zu melden.

§ 8 Hausrecht

Das Hausrecht in der Halle am Grasweg übt die Betreiberin 
bzw. der Betreiber bzw. die Mieterin bzw. der Mieter der Halle 
und ggf. für die Dauer einer Veranstaltung auch die jeweilige
Veranstalterin bzw. der jeweilige Veranstalter aus. Darüber hin-
ausgehende Regelungen hausrechtlicher Art bleiben durch  
diese Verordnung unberührt.

§ 9 Zuwiderhandlungen 

(1)  Wer den Vorschriften der §§ 2, 3, 4 und 5 dieser Verordnung 
zuwiderhandelt, kann gemäß Art. 23 Abs. 3 LStVG mit Geld-
buße belegt werden.

(2)  Andere Bußgeldvorschriften, insbesondere über die Verwen-
dung von pyrotechnischen Gegenständen oder die einschlä-
gigen Vorschriften des Waffengesetzes, die bei öffentlichen 
Veranstaltungen das Führen von Schusswaffen, Hieb- oder 
Stichwaffen verbieten, bleiben unberührt. 

(3)  Besteht der Verdacht einer strafbaren Handlung oder einer 
sonstigen Ordnungswidrigkeit, so kann Anzeige erstattet 
werden. 

(4)  Außerdem können Personen, die gegen die Vorschriften der 
Hallenverordnung verstoßen, ohne Entschädigung aus der 
Halle verwiesen und mit einem Hausverbot belegt werden. 

(5)  Verbotenerweise mitgeführte Sachen werden sichergestellt 
und – soweit sie für ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren 
nicht benötigt werden – nach dem Wegfall der Vorausset-
zungen für die Sicherstellung zurückgegeben.

§ 10 Inkrafttreten

(1)  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Mün-
chen über die Rudi-Sedlmayer-Sporthalle an der Siegenbur-
gerstraße (Sporthallenverordnung) vom 25.11.1996 (MüABI. 
S. 532) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Verordnung am 15.11.2016 beschlossen.

München, 24. November 2016 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
zur Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und Art. 71 BayBO

Anwesen: Am Jagdweg 6, FlNr. 875/8, Gemarkung Perlach,  
Stadtbezirk 16 – Ramersdorf-Perlach
Neubau eines Mehrfamilienhauses – 3 Varianten

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 23.11.2016, Az. 602-1.7-2016-23757-31, wurde 
folgender Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt:

Fragen zu Variante 1:
–  Wäre die Überlagerung der Abstandsflächen über eine Befrei-

ung genehmigungsfähig?
–  Würden an der Ostgrenze Abstandsflächen erforderlich, wenn 

an der Grenze zusätzlich ein eingeschossiger Flachbau er-
richtet wird?

 Antwort: 
Die Fragen sind nicht zulässig, da sie nicht eindeutig genug 
formuliert sind bzw. keine Plandarstellungen vorliegen. 
Hinweise:
Das dargestellte Bauvorhaben ist planungsrechtlich zulässig. 
Nach Art. 6 BayBO sind vor den Außenwänden von Gebäuden 
Abstandsflächen von oberirdischen Gebäuden freizuhalten;  
Abstandsflächen müssen auf dem Grundstück selbst liegen 
und dürfen sich nicht überdecken. Auf das sog. 16m-Privileg 
nach Art. 6 Abs. 6 BayBO wird verwiesen. 

 Fragen zu Variante 2: 
–  Wäre diese Form des Doppelhauses genehmigungsfähig? (...)
Antwort:
Das dargestellte Bauvorhaben ist planungsrechtlich zulässig. (...)

Frage zu Variante 3:
Darf der grenzständige Bestand erhalten werden, wenn im hin-
teren Bereich neu gebaut wird?
Antwort:
Das dargestellte Bauvorhaben ist planungsrechtlich zulässig.
Hinweis:
Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind einzuhalten. Nach 
Art. 6 Abs. 3 BayBO dürfen sich Abstandsflächen nicht überde-
cken. Dies ist im weiteren Verfahren zu berücksichtigen.

Nachbarwürdigung:
Den Nachbarn (insbesondere die Eigentümer der Flurstücke 
875/1, 875/2, 875/4 und 875/7), die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem 
sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 
20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommis-
sion, Blumenstraße 19, Zimmer 307, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-
team31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-25569.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine auf-
schiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann beim vor-
genannten Bayerischen Verwaltungsgericht München schriftlich 
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oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstel-
le dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 
München, 23. November 2016 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung gem. 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Berg-am-Laim-Str. 115, Levelingstr. 2–6,  
Weihenstephaner Str. 28
Gemarkung Berg-am-Laim, Flurnr. 123/0, Stadtbezirk: 14
Neubau von Gewerbe, Büro, Hotel, Einzelhandel, Gastronomie 
und gemeinsamer Tiefgarage 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.11.2016, Az. 1.7-2016-13000-32 wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den möglicherweise betroffenen nicht direkt an das Baugrund-
stück angrenzenden Nachbarn an der Berg-am-Laim-Str, Leve-
lingstr. und Weihenstephaner Str., die dem Vorhaben nicht zu-
gestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine 
Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 
Miteigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Pläne des Vorbescheides bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, Blu-
menstraße 19, Zimmer 340, einsehen. Vereinbaren Sie dazu  
bitte einen Termin unter der E-Mailadresse „plan.ha4-lbk-
team32@muenchen.de“.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine auf-
schiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann beim vor-
genannten Bayerischen Verwaltungsgericht München schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 

München, 25. November 2016 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission 

Vorbescheidsverfahren
Zustellung des Vorbescheids

Vollzug der Bayerischen Bauordnung gem. Art. 66 Abs. 2 
Satz 4 BayBO

Anwesen: Nymphenburger Str. 64
Gemarkung Sektion IV, Flurnr. 6339/0, Stadtbezirk: 03

Bestandssanierung des Rückgebäudes, Abbruch des Vor-
derhauses und der darunterliegenden TG sowie Neubau ei-
nes Büro- und Geschäftshauses mit 2-gschossiger TG und 
Verbindungsbau im Innenhof – VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.11.2016, Az. 1.7-2016-23025-22, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Zu Ihrem Antrag vom 20.10.2016 nach Pl. Nr. 2016-23025 er-
geht hiermit folgender Vorbescheid:

Das Vorhaben Bestandssanierung des RGB, Abbruch des VGB 
und der darunterliegenden TG sowie Neubau eines VGB als 
Büro- und Geschäftshauses mit zweigeschossiger TG und Ver-
bindungsbau im Innenhof ist, unter nachfolgenden Vorausset-
zungen, zulässig.

Baurechtliche Grundlagen:

Der Flächennutzungsplan stellt Besonderes Wohngebiet (WB) 
dar. Das Vorhaben liegt im Innenbereich sowie im Erhaltungs-
gebiet „St.Benno Viertel“. Entlang der Nymphenburgerstraße 
ist eine Baulinie festgesetzt. Für den Vorgartenbereich gilt der 
Bebauungsplan Nr.1577. Das Bauvorhaben beurteilt sich daher 
nach § 30 Abs. 3 i.V.m. § 34 Abs. 1 BauGB.

Die nähere Umgebung für die Beurteilung des Vordergebäudes 
(nördliche, straßenbegleitende Bebauung entlang der Nym-
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phenburgerstraße im Abschnitt zwischen Lothstraße im Westen 
und Loristraße im Osten), ist gekennzeichnet durch IV und V 
geschossige Bebauung. Die Hausnummer 70 ist mit VI Ge-
schossen plus Terrassengeschoss (VII) deutlich höher, als die 
übrige straßenbegleitende Bebauung entlang der Nymphenbur-
ger Straße.

Der maßgebliche Bereich für die Beurteilung des Rückgebäudes 
ist der Innenbereich des Quartiers Thorwaldsen-, Loth-, Nym-
phenburger-und Loristraße. Hier befinden sich IV bis V geschos-
sige, ein und zweiseitige Grenzbebauungen. Für das nördlich 
angrenzende Grundstück gilt der Bebauungsplan Nr.1630 (Jahr 
1988, WB).
Beantwortung der Einzelfragen:

 Frage 1a: Ist eine Vergrößerung der Kubatur wegen einer nach-
träglich an der Nord- und Südfassade des bestehenden Rück-
gebäudes in der Stärke von 250 mm angebrachten Wärme-
dämmung planungsrechtlich zulässig?

Antwort zu Frage 1a:

Ja. Eine Vergrößerung der Gebäudekubatur aufgrund einer 
nachträglich an der Nord- und Südfassade des bestehenden 
Rückgebäudes in der Stärke von max 25 cm angebrachten 
Wärmedämmung, wie in den Planunterlagen (Plan Varianten 
Schnitte/ Ansichten und Plan Variante 2 Schnitte/Ansichten mit 
AF) dargestellt, ist planungsrechtlich zulässig.

Frage 1c: Ist eine Vergrößerung der Kubatur wegen einer nach-
träglich auf der Dachfläche des bestehenden Rückgebäudes in 
der Stärke von 250 mm angebrachten Wärmedämmung pla-
nungsrechtlich zulässig?

Antwort zu Frage 1c: 

Ja. Eine Vergrößerung der Gebäudekubatur aufgrund einer 
nachträglich auf der Dachfläche des bestehenden Rückgebäu-
des in der Stärke von max 25 cm angebrachten Wärmedäm-
mung, wie in den Planunterlagen (Plan Varianten Schnitte/An-
sichten und Plan Variante 2 Schnitte/ Ansichten mit AF) 
dargestellt, ist planungsrechtlich zulässig.

Begründung zu Antwort zu Frage 1a und Frage 1c:

Bei Maßnahmen an bestehenden Gebäuden zum Zwecke der 
Energieeinsparung sind geringfügige Abweichungen (das An-
bringen von bis max. 25 cm Wärmedämmung) von dem festge-
setzten Maß der baulichen Nutzung (Gebäudekubatur) pla-
nungsrechtlich zulässig, soweit diese mit nachbarlichen 
Interessen und baukulturellen Belangen (u.a. bauplanungs-
rechtliches Rücksichtnahmegebot) vereinbar sind.

Auf das Schreiben Bayerisches Staatsministerium des Inneren 
„Abstandsflächenrechtliche Behandlung von Maßnahmen zum 
Zwecke der Energieeinsparung und für Anlagen zur Nutzung 
solarer Strahlungsenergie“ vom 29.07.2011 wird verwiesen.

Frage 1b: Wird die Erteilung von Abweichungen von Art.6 Bay-
BO/Abstandsflächen wegen einer nachträglich an der Nord- 
und Südfassade des bestehenden Rückgebäudes in der Stärke 
von 250 mm angebrachten Wärmedämmung in Aussicht ge-
stellt?

Antwort zu Frage 1b:

Nein. Eine Abweichung gemäß Art. 63 BayBO i.V. mit Art.6 Bay-
BO wegen geringfügiger Überschreitung der Abstandsflächen 
aufgrund Anbringung einer Wärmedämmung bis max 25 cm 
auf die bestehenden Außenwände (Nord- und Südfassade) ist 
bei dem geplanten Vorhaben, wie in den Planunterlagen darge-
stellt, nicht erforderlich und wird somit nicht in Aussicht gestellt.

Frage 1d: Wird die Erteilung einer Abweichung von Art.6 der 
BayBO/Abstandsflächen wegen einer nachträglich auf der 
Dachfläche des bestehenden Rückgebäudes in der Stärke von 
250mm angebrachten Wärmedämmung in Aussicht gestellt?

Antwort zu Frage 1d:

Nein. Eine Abweichung gemäß Art. 63 BayBO i.V. mit Art.6 Bay-
BO wegen geringfügiger Überschreitung der Abstandsflächen 
aufgrund Anbringung einer Wärmedämmung bis max 25 cm 
auf die bestehende Dachhaut ist bei dem geplanten Vorhaben, 
wie in den Planunterlagen dargestellt, nicht erforderlich und 
wird somit nicht in Aussicht gestellt.

Begründung zu Antwort zu Frage 1b und Frage 1d:

Das Anbringen einer Wärmedämmung im Zusammenhang einer 
Bestandssanierung bis max. 25 cm auf eine bestehende Außen-
wand bzw. auf die bestehende Dachfläche ist als abstandsflä-
chen neutrales Vorhaben zu beurteilen und bauordnungsrecht-
lich zulässig, soweit nachbarliche Interessen und Belange (u.a. 
bauordnungsrechtliche Verunstaltungsgebot und ggf. gestalte-
rische Anforderungen aus anderen Rechtsbereichen- wie etwa 
dem Denkmalschutzrecht) unberührt sind.

Frage 2a: Ist eine Vergrößerung der Kubatur wegen einer nach-
träglich an der Nord-, Süd- und Westfassade des bestehenden 
Vorderhauses in der Stärke von 250mm angebrachten Wärme-
dämmung planungsrechtlich zulässig?

Frage 2c: Ist eine Vergrößerung der Kubatur wegen nachträg-
lich auf den Dachflächen des bestehenden Vorderhauses in der 
Stärke von 250 mm angebrachter Wärmedämmung planungs-
rechtlich zulässig?

Antwort zu Frage 2a und zu Frage 2c:

Eine entsprechende Darstellung zur Vergrößerung der Kubatur 
des bestehenden Vordergebäudes mit einer nachträglich an der 
Nord-, Süd- und Westfassade sowie auf der bestehenden 
Dachfläche angebrachten 25 cm Wärmedämmung fehlt in den 
Planunterlagen (Grundrisse, Schnitte und Ansichten).

Auf die Begründung/Erläuterung zur Beantwortung der Frage-
stellung 1 und 1c wird verwiesen.

Trotz fehlender Darstellung in den Planunterlagen wird die Frage-
stellung Frage 2a und Frage 2c somit wie folgt beantwortet:

Ja. Eine Vergrößerung der Gebäudekubatur aufgrund einer 
nachträglich an der Nord-, Süd- und Westfassade sowie auf 
der Dachfläche des bestehenden Vordergebäudes in der Stärke 
von max 25 cm angebrachten Wärmedämmung ist planungs-
rechtlich zulässig.

Frage 2b: Wird die Erteilung von Abweichungen von Art. 6 der 
BayBO/Abstandsflächen wegen einer nachträglich an der 
Nord-, Süd- und Westfassade des bestehenden Vorderhauses 
in der Stärke von 250 mm angebrachten Wärmedämmung in 
Aussicht gestellt?

Antwort zu Frage 2b:

Nein. Eine Abweichung gemäß Art. 63 BayBO i.V. mit Art.6 Bay-
BO wegen geringfügiger Überschreitung der Abstandsflächen 
aufgrund Anbringung einer Wärmedämmung bis max 25 cm 
auf die bestehenden Außenwände (hier: Nord-, Süd- und West-
fassade des bestehenden Vorderhauses) ist nicht erforderlich 
und wird somit nicht in Aussicht gestellt.

Frage 2d: Wird die Erteilung einer Abweichung von Art.6 der 
BayBO/Abstandsflächen wegen einer nachträglich auf das be-
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stehende Vorderhaus in der Stärke von 250mm angebrachten 
Wärmedämmung auf den Dachflächen in Aussicht gestellt?

Antwort zu Frage 2d:

Nein. Eine Abweichung gemäß Art. 63 BayBO i.V. mit Art.6 Bay-
BO wegen geringfügiger Überschreitung der Abstandsflächen 
aufgrund Anbringung einer Wärmedämmung bis max 25 cm 
auf die bestehende Dachhaut ist nicht erforderlich und wird so-
mit nicht in Aussicht gestellt.

Siehe auch Begründung in Antwort zu Frage 1b und zu Frage 1d.

Frage 3: Ist es zulässig, das Rückgebäude mit der unter 1. be-
schriebenen energetischen Sanierung zu erhalten und weiterhin 
als Bürogebäude unter Bestandsschutz zu nutzen, auch wenn 
das Vorderhaus und die Tiefgarage abgebrochen werden?

Antwort zu Frage 3:

Ja. Bei dem Rückgebäude handelt es sich um eine eigenstän-
dige bauliche Anlage, die technisch-konstruktiv und funktional 
von der Tiefgarage getrennt bzw. trennbar ist. Das Gebäude 
wurde vor der Tiefgarage und dem Vorderhaus auf Grundlage 
einer eigenständigen Baugenehmigung errichtet und verfügt 
über eine vom Vorderhaus und von der Tiefgarage unabhängi-
ge Gründung.

Somit Ist es zulässig, das Rückgebäude mit der unter 1. be-
schriebenen energetischen Sanierung zu erhalten und weiterhin 
als Bürogebäude unter Bestandsschutz zu nutzen, auch wenn 
das Vorderhaus und die Tiefgarage abgebrochen werden. Es ist 
einem eigenständigen Bestandsschutz zugänglich.

Frage 4: Ist die Neuerrichtung eines Zwischenbaus wie auf den 
Plänen dargestellt bauplanungsrechtlich zulässig?

Antwort zu Frage 4:

Ja. Ein Zwischenneubau mit den Maßen 15,30m x 12,60m x 
6,80 m, wie in der Planunterlage „Grundrisse“ dargestellt, ist 
planungsrechtlich zulässig. Die geplante neue oberirdische 
Grundflächenzahl GRZ auf dem Vorhabensgrundstück (Neubau 
VGB mit bestehendem RGB und Zwischenbau) ist mit der vor-
handenen, oberirdischen GRZ in der näheren Umgebung ver-
gleichbar (Bezugsfall Grundstück Flur Nr. 6334, Nymphenburger-
straße Nr. 60+58).

Frage 5a: Ist die Neuerrichtung eines Büro- und Geschäftshau-
ses (Vorderhaus) mit vier Vollgeschossen plus Dachgeschoss 
und mit einer Trauf- und Firsthöhe entsprechend der direkten 
Nachbarbebauung Nymphenburger Straße 62 (Plan 3, Variante 
1) planungsrechtlich zulässig?

Antwort zu Frage 5a: 

Die Neuerrichtung VGB orientiert sich in Bezug auf die Wand-
höhe, die Firsthöhe an dem vorhandenen östlichen Nachbarge-
bäude Nymphenburgerstraße 62 und schließt hier kommun und 
höhengleich an. Der Gebäudeabstand zum westlichen Nach-
barn Nymphenburgerstraße 70 verringert sich im Vergleich zur 
Bestandssituation (VGB) um 3,60 m.

Ja. Das Vorhaben fügt sich in die nähere Umgebung ein, nach-
barrechtliche Belange werden nicht negativ berührt. Die Neuer-
richtung eines Büro- und Geschäftshauses (VGB) mit vier Voll-
geschossen plus Dachgeschoss und mit einer Traufhöhe (TH 
14,48 m), Firsthöhe (FH 20,31 m), Gebäudetiefe (14,60 m) ent-
sprechend der direkten Nachbarbebauung Nymphenburger 
Straße 62 (Plan 3, Variante 1 Ansicht und Variante 1 Schnitt AA 
sowie BB) und einer neuen Gebäudebreite 23,65 m, wie in den 

Planunterlagen (Grundriss EG und Regelgeschoss) dargestellt, 
ist somit planungsrechtlich zulässig.

Frage 5 b: Ist die Neuerrichtung eines Büro- und Geschäfts-
hauses (Vorderhaus) mit vier Vollgeschossen plus Dachge-
schoss und mit einer Trauf- und Firsthöhe, die jeweils 500 mm 
über der Trauf- und Firsthöhe der direkten Nachbarbebauung 
Nymphenburger Straße 62 liegt (Plan 3, Variante 2) planungs-
rechtlich zulässig?

Antwort zu Frage 5b: 

Ja. Das Vorhaben fügt sich in die nähere Umgebung ein, nach-
barrechtliche Belange werden nicht negativ berührt. Die Neuer-
richtung eines Büro- und Geschäftshauses (VGB) mit vier Voll-
geschossen plus Dachgeschoss und mit einer Traufhöhe (TH 
14,98 m), Firsthöhe (FH 20,81 m), die jeweils 50 cm über der 
Trauf- und Firsthöhe der direkten Nachbarbebauung Nymphen-
burger Straße 62 liegt (Plan 3, Variante 2 Ansicht und Variante 2 
Schnitt AA sowie BB) und einer Gebäudetiefe (14,60 m) sowie 
einer neuen Gebäudebreite 23,65 m, wie in den Planunterlagen 
(Grundriss EG und Regelgeschoss) dargestellt, ist somit pla-
nungsrechtlich zulässig.

Frage 5c: Ist die Neuerrichtung eines Büro- und Geschäftshau-
ses (Vorderhaus) mit fünf Vollgeschossen plus Dachgeschoss 
und mit einer Trauf- und Firsthöhe, die jeweils 500 mm über der 
Trauf- und Firsthöhe der direkten Nachbarbebauung liegt (Plan 
3, Variante 3) planungsrechtlich zulässig?

Antwort zu Frage 5c: 

Ja. Das Vorhaben fügt sich in die nähere Umgebung ein, nach-
barrechtliche Belange werden nicht negativ berührt. Die Neuer-
richtung eines Büro- und Geschäftshauses (VGB) mit fünf Voll-
geschossen plus Dachgeschoss und mit einer Traufhöhe (TH 
14,98 m), Firsthöhe (FH 20,81 m), die jeweils 50 cm über der 
Trauf- und Firsthöhe der direkten Nachbarbebauung Nymphen-
burger Straße 62 liegt (Plan 3, Variante 3 Ansicht und Variante 3 
Schnitt AA sowie BB) und einer Gebäudetiefe (14,60 m) sowie 
einer neuen Gebäudebreite 23,65 m, wie in den Planunterlagen 
(Grundriss EG und Regelgeschoss) dargestellt, ist somit pla-
nungsrechtlich zulässig.

Frage 5d: Wird bei einem entlang der Nymphenburger Straße 
um ca. 3,60 m verbreiterten Neubau des Vorderhauses eine 
Abweichung von Art.6 der BayBO/Abstandsflächen für die Un-
terschreitung der notwendigen Abstandsfläche vor der West-
fassade in Richtung des Nachbarn in der Nymphenburger Stra-
ße 70 in Aussicht gestellt?

Antwort zu Frage 5d:

Die abgefragte Überschreitung der Abstandsfläche vor der 
Westfassade auf das Nachbargrundstück Nymphenburgerstra-
ße 70 beträgt wie in der Planunterlage „Dachaufsicht mit Ab-
standsfläche“ (hier Variante 2 Ansicht Nymphenburgerstraße) 
mit angesetzter Wandhöhe 15,48m (= TH 14,98 m üNN) + 1,94 m 
( = AF 17,40 m) dargestellt, insgesamt 10,88 m x 14,60 m=  
159 m².

Ja. Für den geplanten Neubau VGB mit den Grundrissabmes-
sungen 23,65 m x 14,60 m sowie der angesetzten Wandhöhe 
15,48m (= TH 14,98 m üNN) + 1,94 m (siehe Darstellung Vari-
ante 2 Nymphenburgerstraße) bzw. der sich daraus ergebenen 
Abstandsfläche wird eine Abweichung gemäß Art. 63 BayBO 
i.V.m. Art.6 BayBO wegen Überschreitung der erforderlichen 
Abstandsfläche vor der Westfassade auf das Nachbargrund-
stück Nymphenburger Straße 70 in Aussicht gestellt.
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Frage 5e: Wird eine Abweichung von Art.6 der BayBO/Ab-
standsflächen für die Bemessung der Abstandsflächen mit den 
Nummern 1.1 (7,25 m = 0,5H AF) und 2.2 (= AF zum westlichen 
Nachbarn Nymphenburgerstraße 70) (vgl. Anlage Plan Nr. 2) im 
Innenhof mit 0.5 H statt der zulässigen 1 H in Aussicht gestellt?

Antwort zu Frage 5e:

In Frage 5e werden richtigerweise die Abstandsflächen Num-
mern 1.1 und 2.4 gemäß Darstellung im Plan „Dachaufsicht mit 
Abstandsflächen“ sowie gemäß der eingereichten Beilage „Be-
rechnung der Abstandsflächen zur Vorbescheidsanfrage“ (DIN 
A 4) abgefragt. Nicht die Abstandsfläche Nummer 2.2 wie in 
der Fragestellung angegeben.

Die Fragestellung wird somit in Bezug auf die Angaben der Ab-
standsflächen mit den Nummern 1.1 (H/2 =7,25m) und Nr. 2.4 
(H/2 = 7,61m) beantwortet.

Der Neubau des Vordergebäudes entspricht mit einer annä-
hernd durchgängig verlaufenden Trauflinie zum Nachbarn Nym-
phenburger Straße 62 (maximal 50 cm Höhenversatz in Varian-
te 2 und Variante 3) sowie aufgrund der Wiederaufnahme der 
durch den Bestand vorgegebenen Straßen- und Hof seitigen 
Baufluchten des Nachbarn der Umgebung.

Daraus ergibt sich eine Unterschreitung der Abstandsflächen 
zwischen Vorder- und Rückgebäude, wie sie in der näheren 
Umgebung vorhanden ist. Nachbarrechtliche Belange sind 
nicht negativ berührt. Eine ausreichende Belichtung und Belüf-
tung der Büroflächen ist weiterhin gewährleistet.

Eine Abweichung von Art. 63 BayBO i.V. mit Art.6 der BayBO, 
unter Einhaltung von H/2 Abstandsfläche (zwischen VGB und 
RGB) wegen Unterschreitung der Abstandsflächen für gegen-
überliegende Gebäudeteile (VGB und RGB im Innenhof) wird 
somit in Aussicht gestellt.

Frage 6: Ist die Neuerrichtung einer Tiefgarage wie auf den 
Plänen dargestellt bauplanungsrechtlich zulässig?

Antwort zu Frage 6: Nein. Die neue Tiefgarage überschreitet 
die vorhandene Baulinie entlang der Nymphenburgerstraße um 
ca. 3,15 m und ist somit planungsrechtlich nicht zulässig.

Hinweis: Eine mögliche Befreiung gemäß § 31 BauGB wird im 
Antrag auf Vorbescheid nicht abgefragt.

Nachbarwürdigung:

Die Nachbarn Fl. Nr. 6308, 6313, 6336, 6346 und 6348, haben 
den Eingabeplan nicht unterschrieben. Mit Beantwortung der 
Fragen zum Vorhaben werden nachbarrechtlich geschützte Be-
lange nicht beeinträchtigt; insbesondere werden keine Befrei-
ungen oder Abweichungen in Aussicht gestellt, die nachbar-
rechtlich von Bedeutung sind.

Aufgrund der Vielzahl von Nachbarn (mehrere Eigentümerge-
meinschaften nach dem WEG) wird die Nachbarbeteiligung 
dieses Vorbescheides auch durch öffentliche Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München durchgeführt (Art. 
66 Abs. 2 Satz 4 BayBO). Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).
Darüber hinaus wird zusätzlich den o. g. Nachbarn eine Ausfer-
tigung dieses Bescheides förmlich zugestellt. 
Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechts-
behelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidverfahrens bei 
der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, Blumen-

straße 19, Zimmer 211, einsehen. Vereinbaren Sie dazu bitte  
einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-team22@
muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-25011.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine auf-
schiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann beim vor-
genannten Bayerischen Verwaltungsgericht München schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten 
seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.“ 

München, 29. November 2016 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV - Lokalbaukommission
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Teilzeit- und Befristungsgesetz. Praxiskommentar zum 
TzBfG und zu angrenzenden Vorschriften mit Gestaltungs-
hinweisen und Beispielen. Hrsg von Manfred Arnold und 
Edith Gräfl. – 4., überarb. und ergänzte Aufl. – Freiburg: 
Haufe, 2016. 712 S. (Haufe Recht Kommentar)  
ISBN 978-3-648-05598-4; € 79.–

Teilzeitarbeitsverhältnisse und befristete Arbeitsverträge gehö-
ren heute zur betrieblichen Praxis. 
Der Praxiskommentar zum Teilzeit- und Befristungsgesetz um-
fasst eine Kommentierung aller Vorschriften des TzBfG, sowie 
der relevanten Normen des TVöD und Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz (WissZeitVG).
Der Kommentar orientiert sich an der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung und verdeutlicht mit zahlreichen Praxisbeispie-
len und Hinweisen die Anwendung der einzelnen Vorschriften. 
Die Neuauflage berücksichtigt die jüngste Rechtsprechung, 
u.a. zum Teilzeitanspruch, zur Arbeit auf Abruf, zur Wirksamkeit 
von Altersgrenzen, zu auflösenden Bedingungen insbesondere 
bei Erwerbsminderung des Arbeitnehmers, zum Sachgrund des 
gerichtlichen Vergleichs sowie zur rechtsmissbräuchlichen Nut-
zung der Möglichkeit zur sachgrundlosen Befristung und zur 
Unwirksamkeit einer Befristung trotz bestehenden Sachgrunds 

nach den Grundsätzen des institutionellen Rechtsmissbrauchs.
Die gesetzlichen Änderungen des WissZeitVG durch das Erste 
Gesetz zur Änderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 
zum 17.3.2016 sind eingearbeitet.

Wettbewerbsprozessrecht. Abmahnung, einstweiliger 
Rechtsschutz, Klageverfahren, Vollstreckung.  
Mit Formulierungsmustern. Von Rolf Nikolas Danckwerts, 
Jochen Papenhausen, Christian Scholz und Pascal Tavanti. 
– 1. Aufl. – München: Beck, 2016. XXVI, 385 S.  
ISBN 978-3-406-63562-5; € 79.–

Die Neuerscheinung behandelt aus anwaltlicher und richterli-
cher Sicht alle Stationen der Wettbewerbsstreitigkeit. Die Dar-
stellung reicht von der Abmahnung über das Verfahren auf  
Erlass einer einstweiligen Verfügung und das Klageverfahren 
bis hin zur Zwangsvollstreckung.
Der Band zeigt auf, welche Entscheidungen typischerweise im 
Laufe der wettbewerbsrechtlichen Auseinandersetzung zu tref-
fen sind, welche Entscheidungsalternativen es gibt und welche 
rechtlichen, strategischen und praktischen Gründe für die je-
weilige Alternative sprechen.
Berücksichtigt sind u.a. die notarielle Unterlassungserklärung 
ohne Vertragsstrafversprechen sowie die einstweilige Verfü-
gung auf negative Feststellung. Zahlreiche Formulierungsmus-
ter erleichtern die praktische Umsetzung. 
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